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I. Einleitung

Crowdfunding-Finanzierungen werden zuneh-
mend auch für Arztpraxen diskutiert (vgl. be-
reits Ärzte-Zeitung vom 05.02.2015, https://
www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/Crowdfun-
ding-jetzt-auch-im-Gesundheitswesen-250823.
html; Janzen, in: https://www.arzt-wirtschaft.
de/finanzen/praxisfinanzierung/crowdfun-
ding-crowdinvesting-in-aerztlichen-praxen, 
10.07.2026). Bislang ist jedoch bzgl. der grund-
sätzlichen Zulässigkeit und der rechtlichen An-
forderungen dieser Finanzierungsform keine 
Rechtsprechung speziell für Ärzte ergangen. 
Der Beitrag geht daher der Frage nach, unter 
welchen berufs- und vertragsarztrechtlichen 
Voraussetzungen Crowdfunding-Finanzierun-

gen für radiologische Praxen zulässig sind. Im 
Vordergrund stehen hier die berufsrechtlichen 
Vorgaben in den Berufsordnungen der Landes-
ärztekammern, die vertragsarztrechtlichen Be-
stimmungen sowie etwaige strafrechtliche Ri-
siken. In dem Beitrag wird daher zunächst ein 
Überblick über die Grundlagen des Crowdfun-
dings und die einschlägigen Rechtsvorschriften 
gegeben (II.), um im Anschluss auf besondere 
Risikofelder hinzuweisen (III.). Der Beitrag be-
schränkt sich auf die genannten medizinrecht-
lichen Vorschriften und betrachtet insbesonde-
re keine steuerrechtlichen Hintergründe, 
Vorgaben des Kapitalmarktrechts oder sonstige 
Vorschriften, welche möglicherweise zusätzlich 
zu beachten sind, die in dem zuvor genannten 
Beitrag von Janzen dargestellt werden.
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I. Einleitung

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte am 30. Juli 
2026 über die sogenannten Ärztesiegel zu ent-
scheiden (Sämtliche Urteilsbeschreibungen: BGH, 
Urt. v. 30.07.2026, Az. I ZR 130/25). 

Ärztesiegel (oft auch als „Ärzte-Siegel“, „Top-Me-
diziner-Siegel“ oder ähnliche Qualitäts-/Testsiegel 
bezeichnet) dienen vor allem der werblichen Au-
ßendarstellung von Ärzten (Die in diesem Beitrag 
verwendeten Personenbezeichnungen beziehen 
sich gleichermaßen auf weibliche und männliche 
Personen. Auf eine Doppelnennung wird zuguns-
ten einer besseren Lesbarkeit verzichtet). Sie 
werden typischerweise von Medien (z. B. Focus 
Gesundheit) oder anderen Anbietern vergeben 
und können gegen Lizenzgebühr auf Praxisweb-
seiten, Briefköpfen, Schildern oder in Anzeigen 
genutzt werden. Ziel ist es, Patienten zu signali-
sieren, dass der betreffende Arzt besonders emp-
fohlen oder „Top“ in seiner Fachrichtung sei – oft 
basierend auf Kollegenempfehlungen, Selbstaus-
künften, Patientenbewertungen oder redaktionel-
len Listen.

Sie sind kein amtliches Zertifikat, keine neutrale 
Qualitätsprüfung und kein Ersatz für Facharztbe-
zeichnungen, Fortbildungsnachweise oder aner-
kannte Zertifizierungen. Ihre Aussagekraft hängt 
stark vom Vergabeverfahren ab und ist häufig 
subjektiv geprägt. Ärztesiegel dienen der Patien-
tenansprache und Praxiswerbung. Berufsrechtlich
sind sie nur zulässig, wenn sie sachlich, nicht ir-
reführend und transparent sind und weder anprei-
send noch vergleichend wirken. Bei Unsicherhei-
ten empfiehlt sich die Abstimmung mit der 
zuständigen Landesärztekammer oder eine recht-
liche Prüfung des konkreten Siegels und seiner 
Verwendung.
 

II. Gegenstand des Klageverfahrens 

Zentrale Frage des Revisionsverfahrens vor dem 
BGH war, ob die entgeltliche Zurverfügungstellung
sog. Ärztesiegel durch ein Presseunternehmen, 
das Ärzte mit dem Prädikat „Top-Mediziner“ oder 
„Empfehlung“ auszeichnet, eine irreführende ge-
schäftliche Handlung darstellt – und damit nach 
dem Wettbewerbsrecht unzulässig ist. Der im 
Raum stehende Vorwurf lautete, dass die Siegel-
vergabe nicht auf sachgerechten Kriterien beruhe 
und die Ärztesiegel darüber hinaus nicht erkennen 
ließen, dass in die Bewertung maßgeblich 

subjektive Kriterien einfließen. Im Kern ging es 
damit um die Frage, ob die Siegel irreführend sind.

Da die entgeltliche Zurverfügungstellung von Sie-
geln nach der Erstellung von Rankings kein ex-
klusives Phänomen der Ärzteschaft ist, sondern 
zahlreiche Berufsgruppen betrifft, so etwa Rechts-
anwälte, Steuerberater und Immobilienmakler, 
erwarteten viele Branchen die Entscheidung des 
BGH mit gemischten Gefühlen.

Während die erste Instanz noch annahm, dass die 
Ärztesiegel irreführend im Sinne des Wettbe-
werbsrecht seien, hatte das Oberlandesgericht 
(OLG) München in zweiter Instanz entschieden, 
dass die Ärztesiegel keine irreführende Werbung 
darstellen würden.

Der BGH widersprach nunmehr dem OLG München 
hinsichtlich des herangezogenen Beurteilungs-
maßstabs und urteilte, dass auch bei der Werbung 
mit Testergebnissen die strengeren Anforderun-
gen zu gesundheitsbezogener Werbung gelten 
würden. Der Grundsatz, dass bei gesundheitsbe-
zogener Werbung besonders hohe Anforderungen
an die Richtigkeit, Eindeutigkeit und Klarheit zu 
stellen sind, sei nicht nur bei der Beurteilung einer 
konkreten Werbeaussage heranzuziehen, sondern 
auch in Hinblick auf die Seriosität eines zugrun-
deliegenden Testverfahrens sowie hinsichtlich der 
Gestaltung des Testlogos, hier also dem Ärztesie-
gel. Hauptursächlich für die Entscheidung des BGH 
war damit der Gesundheitsbezug der Ärztesiegel.

Nach der Aufhebung des Urteils des OLG München 
durch den BGH liegt die Sache jetzt wieder beim 
OLG München. Dieses hat nun erneut zu entschei-
den, ob die konkreten Ärztesiegel irreführend im 
Sinne des Wettbewerbsrechts sind. Dabei hat es 
die Rechtsauffassung des BGH zu beachten.

1. Sachverhalt

a. Ausgangslage und Klagebegehren

Dem Fall lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Jahr für Jahr veröffentlichte das beklagte Pres-
seunternehmen eine sogenannte Ärzteliste, in der 
es Mediziner aufführte, die nach seinen Recher-
cheergebnissen zu den besten Deutschlands zähl-
ten. Den in die Ärzteliste aufgenommenen Ärzten 
räumte es sodann die Möglichkeit ein, Siegel mit
der Bezeichnung „F. TOP Mediziner“ oder „F. Emp-
fehlung“ gegen Entrichtung einer jährlich 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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anfallenden Lizenzgebühr in eigenen Werbema-
terialien zu nutzen (Das „F.“ steht für die betrof-
fene Publikation und ist ein Kürzel. Mit Blick auf 
die rechtliche Problematik der Urteilsberichter-
stattung unter Namensnennung, halten die Ver-
fasser sich an die im Urteil vorgenommene Be-
zeichnung durch Kürzel). Das Siegel „F. 
Empfehlung“ enthielt darüber hinaus eine regio-
nale Angabe und zeichnete damit Fachärzte im 
Landkreis ihrer jeweiligen Niederlassung aus.

Die Wettbewerbszentrale wandte sich mit ihrer 
Klage gegen die Art und Weise der Bereitstellung 
der Siegel für die Jahre 2020 und 2021. Sie erhob 
insbesondere den Vorwurf, die Siegel seien man-
gels sachgerechter Kriterien für die Erstellung der 
Empfehlungslisten irreführend und daher wettbe-
werbswidrig. Selbstauskünfte, Kollegenempfeh-
lungen, Patientenbewertungen sowie der zahlen-
mäßige Umfang der Bewertungen hätten einen 
maßgeblichen Einfluss auf die Auswahl der Ge-
ehrten. Dies ginge aus den Siegeln jedoch nicht 
hervor.

Die Ärztelisten als solche hat die Wettbewerbs-
zentrale demgegenüber ausdrücklich nicht ange-
griffen.

Mit ihrer Klage verfolgte die Wettbewerbszentra-
le vielmehr das Ziel, die Zurverfügungstellung der 
konkreten Siegel zu verhindern. Sollte die Beklag-
te an der Siegelvergabe festhalten wollen, sollten 
die Siegel jedenfalls erst dann vergeben werden 
dürfen, wenn die Ärztelisten auf Grundlage von 
Kriterien erstellt werden, die objektivierter sind, 
als die bisherigen. Wenn diese Ziele im Klagewe-
ge nicht erreicht werden könnten, sollte jedenfalls 
erreicht werden, dass die Siegel um einen Hinweis 
ergänzt werden aus dem ersichtlich wird, dass 
und inwieweit die Bewertung maßgeblich von sub-
jektiven Bewertungen geprägt ist.

b. Testmethodik

Bei der rechtlichen Bewertung der Ärztesiegel kam 
es maßgeblich auf die den Ärztelisten und damit 
auch den Siegeln zugrunde liegende Bewertungs-
methodik an.

Auf ihrer Internetwebsite listete die Beklagte für 
die Ärzteliste 2021 die „wichtigsten Bewertungs-
kriterien“ in absteigender Reihenfolge auf, und 
nannte u. a. Kollegenempfehlungen (medizinische 
Reputation), Facharzt- und Zusatzbezeichnungen 
entsprechend der Weiterbildungsordnung, 

Mitgliedschaften bzw. Funktionsträgereigenschaf-
ten in Fachgesellschaften, das Niederlassungsjahr 
oder auch eine Gutachtertätigkeit. Ferner wies sie 
darauf hin, dass das einflussreichste Kriterium die 
Kollegenempfehlung sei.

Nach der Selbstbeschreibung der Beklagten er-
folgte die Bewertung nach dem folgenden System:

Die Beklagte habe zunächst einen Anwärterpool 
– auch Recherchepool genannt – gebildet, in den 
sie Ärzte einbezog, die ausweislich einer öffentli-
chen Datenquelle eines der nachstehenden Krite-
rien erfüllten:
▪	 Weiterbildungsbefugnis;
▪	 Habilitation (akademischer Grad);
▪	 Chefarzt, Direktor oder leitende Funktion in 

einem Krankenhaus;
▪	 Führende Rolle oder ausgewiesener Spezialist 

in einer einschlägigen medizinischen Fachge-
sellschaft;

▪	 Bereits als „F. Top-Mediziner“ ausgezeichnet.

Von den rund 400.000 niedergelassenen Ärzten 
und Krankenhausärzten habe die Beklagte auf 
diese Weise rund 75.000 Ärzte ausgewählt.

Anschließend sei eine Vorbewertung („Presco-
ring“) vorgenommen worden, welche die Zahl der 
potenziellen Anwärter sodann auf ca. 30.000 Ärz-
te verringert habe. Offen blieb insofern, nach wel-
chen Kriterien diese Vorbewertung erfolgte. Die 
noch übrig gebliebenen Ärzte hätten sodann einen 
Selbstauskunftsfragebogen ausfüllen und darüber 
hinaus Kollegen empfehlen können.

Unter Berücksichtigung der Selbstauskünfte und 
der Kollegenempfehlungen hätten die potenziellen 
Anwärter im Anschluss daran für fünf von der 
Beklagten ausgewählten und unterschiedlich ge-
wichteten Kriterien null bis einen Punkt erhalten. 
Dabei habe die Beklagte die Behandlungsleistung, 
die sie im Wesentlichen auf Grundlage der Selbst-
einschätzungen der Ärzte beurteilte, am stärksten 
gewichtet. Abschließend sei durch die Beklagte 
mithilfe statistischer Daten ein „Plausibilitäts-
check“ durchgeführt worden, etwa im Falle von 
Ärzten, die eine außergewöhnlich hohe Punktezahl 
erreicht hatten.

2. Ergebnisse der Entscheidung des BGH

Zentrale Rechtsfrage war, ob das Presseunterneh-
men durch das Anbieten und die Zurverfügungstel-
lung der Siegel für die Jahre 2020 und 2021 die 
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deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 

>



Seite 4

Radiologie & Recht
RÖFO-BEITRAG 10 | SEITE 1362 - 1367 | OKTOBER 2026

Gefahr einer Irreführung von Verbrauchern be-
gründet oder hierzu beigetragen hat.

a. Ausgezeichnet oder irreführend?

Sowohl die Instanzgerichte als auch der BGH hat-
ten sich vor diesem Hintergrund mit der Frage 
einer unlauteren geschäftlichen Handlung und 
dem Begriff der „Irreführung“ zu befassen.

Dabei kam es insbesondere auf § 5 UWG an: Nach 
§ 5 Absatz 1 UWG handelt unlauter, wer eine ir-
reführende geschäftliche Handlung vornimmt, die 
geeignet ist, den Verbraucher oder sonstigen 
Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entschei-
dung zu veranlassen, die er andernfalls nicht ge-
troffen hätte.

§ 5 Absatz 2 UWG konkretisiert, unter welchen 
Voraussetzungen eine geschäftliche Handlung ir-
reführend ist. Relevant war insoweit § 5 Absatz 2 
Nummer 1, wonach unwahre oder sonstige zur 
Täuschung geeignete Angaben über wesentliche 
Merkmale einer Ware oder Dienstleistung, zu de-
nen etwa die Ergebnisse oder wesentlichen Be-
standteile von Tests der Waren oder Dienstleis-
tungen zählen, eine irreführende geschäftliche 
Handlung begründen.

Für die Beurteilung der Irreführung durch eine 
solche Angabe kommt es nach der ständigen 
Rechtsprechung des BGH darauf an, welches Ver-
ständnis sie bei den angesprochenen Verkehrskrei-
sen hervorruft. Stimmt dieses nicht mit den tat-
sächlichen Verhältnissen überein, liegt eine 
Irreführung vor. Maßgeblich ist dabei der Gesam-
teindruck der geschäftlichen Handlung.

Übersetzt auf den streitgegenständlichen Fall hieß 
das: Waren die Siegel irreführend und die Bereit-
stellung der irreführenden Siegel zu Werbungs-
zwecken geeignet, potenzielle Patienten zu einer 
geschäftlichen Entscheidung – etwa der Wahl der 
Praxis – zu veranlassen, die sie anderenfalls nicht 
getroffen hätten? Fraglich war deshalb, wie die 
durchschnittlichen Werbeadressaten die Siegel 
verstehen und ob dieses Verständnis mit der Re-
alität in Einklang zu bringen ist. Plakativ gespro-
chen ging es damit um die Frage, wie viel „Top“ 
in der Bewertung als „Top-Mediziner“ steckt.

b. Prüfungsmaßstab: Werbung mit Tester-
gebnissen

Das OLG München hatte in seiner mit der 

Revision angefochtenen Entscheidung die Ansicht 
vertreten, die Werbeadressaten der Siegel, d. h. 
die durchschnittlich informierten und verständigen 
sowie situationsangemessen aufmerksamen 
Durchschnittsverbraucher, verstünden die Siegel 
„nur“ als Werbung mit Testergebnissen (OLG Mün-
chen, Beschluss v. 22.05.2025, Az. 29 U 867/23e).

Denn in Abgrenzung zur Werbung mit Prüf- oder 
Gütezeichen würden die Siegel beim durchschnitt-
lich informierten Verbraucher nicht den Eindruck 
vermitteln, dass ein neutraler Dritter mit entspre-
chender Kompetenz für die Beurteilung ärztlicher 
Leistung eine Prüfung nach objektiven und aus-
sagekräftigen Kriterien auf die Erfüllung von Min-
destanforderungen durch den Geehrten bzw. Wer-
benden vorgenommen habe.

Insoweit argumentierte das OLG München unter 
anderem, dass dem Verkehr bekannt sei, dass die 
Bewertung von Ärzten im Wesentlichen subjektiv 
geprägt sei und daher eine Prüfung nach „objek-
tiven und aussagekräftigen Kriterien auf die Er-
füllung von Mindestanforderungen“, wie sie bei-
spielsweise bei technischen Produkten regelmäßig 
stattfindet, nicht erfolgen könne.

Ferner sei bereits aufgrund des in den Siegeln 
abgedruckten Logos („F.“) ersichtlich gewesen, 
dass die Siegelvergabe durch ein Medienunter-
nehmen und kein anerkanntes Prüfinstitut erfolgt 
sei.

Vor dem Hintergrund dieser tatgerichtlichen Wür-
digung durch das OLG München, die in der Revi-
sionsinstanz durch den BGH nur eingeschränkt 
überprüfbar war und gegen die die Klägerin keine 
durchgreifenden Angriffe vorgebracht hatte, kam 
es deshalb für die Bewertung der Irreführung auf 
die Grundsätze zur Werbung mit Testergebnissen 
an.

Hiernach darf sich der Werbende grundsätzlich 
mit einem aktuellen Testergebnis für Produkte, 
die den getesteten entsprechen und die auch nicht 
technisch überholt sind, schmücken, wenn er sich 
dieses nicht erschlichen hat und es in einem se-
riösen Verfahren vergeben worden ist (BGH, Urt. 
v. 13.02.2003, Az. I ZR 41/00, Rn. 38 – juris).

Unabhängig davon kann eine Werbung mit einem 
Testsiegel jedoch trotz eines seriösen Testverfah-
rens ausnahmsweise irreführend sein, wenn dem 
Testsiegel aufgrund besonderer Umstände – etwa 
wegen des Fehlens objektiver Kriterien für die 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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Prüfung der untersuchten Dienstleistung – nur 
eine begrenzte Aussagekraft zukommt (BGH, Urt. 
v. 07.07.2013, Az. I ZR 253/02, Rn. 35 ff. – juris). 
Hintergrund dieser Rechtsprechung ist, dass Un-
tersuchungsergebnisse nicht dazu verwendet wer-
den dürfen, Verbrauchern einen Eindruck von der 
Überlegenheit einzelner Produkte oder Dienstleis-
tungen zu vermitteln, den die Untersuchungser-
gebnisse nicht rechtfertigen (Bornkamm/Fedder-
sen, in: Köhler/Bornkamm/Feddersen, Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb, 37. Aufl. 
2019, § 5 Rn. 2,280). Anders formuliert bedeutet 
dies: Die Testmethodik muss die Testaussage stüt-
zen.

Maßgebliche Frage war mit Blick auf diesen Prü-
fungsmaßstab somit, ob die Siegel in einem seri-
ösen Verfahren vergeben worden sind und, falls 
ja, ob den Testsiegeln dennoch aufgrund beson-
derer Umstände nur eine begrenzte Aussagekraft 
zukommt, die für die Bejahung der Irreführung 
ausreicht.

c. Beurteilung der Seriosität des Testver-
fahrens und einer etwaigen begrenzten 
Aussagekraft der Siegel durch das OLG 
München

Das OLG München vertrat insoweit die Ansicht, 
die Siegel seien in einem seriösen Verfahren ver-
geben worden. Darüber hinaus käme den Siegeln 
auch nicht aufgrund besonderer Umstände eine 
nur begrenzte Aussagekraft zu.

Hierzu führte das OLG München aus, dass bei der 
Beurteilung des begrenzten Aussagegehalts zu 
beachten gewesen sei, dass der Maßstab durch 
die Betroffenheiten der von Artikel 5 Grundgesetz 
geschützten Pressefreiheit zu lockern wäre. Denn 
die Festlegung der Bewertungskriterien für die der 
Siegelvergabe vorausgehenden Ärztelisten falle 
in den Kernbereich journalistischer Recherche. Da 
die Siegel auf die Ärztelisten verwiesen, setze sich 
dieser Maßstab bei den Ärztelisten fort. Mithin 
dürfe nicht unberücksichtigt bleiben, dass der 
Verkehr bei der Bewertung freiberuflicher Tätigkeit 
harte, objektive Kriterien ohnehin nicht erwarte, 
sondern lediglich ein Bemühen in Richtung Ob-
jektivität.

Hieran gemessen sei die Testmethodik nach der 
Auffassung des OLG Münchens als seriös zu be-
werten und käme den Siegeln keine begrenzte 
Aussagekraft zu: Der Recherchepool auf erster 
Stufe sei anhand objektiver Kriterien wie etwa 

dem Vorhandensein einer Weiterbildungsbefugnis, 
Habilitation oder führenden Funktionstätigkeit er-
folgt. Dabei handle es sich um Kriterien, die auf 
eine hohe und von Dritten anerkannte Qualifika-
tion schließen ließen. Mithin sei auch das Kriteri-
um „bereits erfolgte Auszeichnung als F. Top-Me-
diziner“ grundsätzlich ein objektives. Ebenso sei 
das Kriterium der Anzahl der Expertenempfehlun-
gen in der Wissenschaft ein zuverlässiges und 
gängiges Kriterium.

Das OLG München argumentierte weiter, dass eine 
andere Bewertung auch nicht daraus folge, dass 
die Behandlungsleistung bei der Bewertung am 
stärksten wog und diese wiederum im Wesentli-
chen anhand der Selbstauskünfte beurteilt wurde. 
Denn einerseits habe die Beklagte insbesondere 
die Angaben von Ärzten, die einen ungewöhnlich 
hohen Punktwert erzielten, soweit wie möglich 
überprüft. Andererseits habe jedenfalls die Ärz-
teliste 2020 den Hinweis enthalten, dass allein 
auf Grundlage der Selbstauskunft kein Arzt in die 
Liste aufgenommen werden würde. Darüber hin-
aus seien bei entsprechendem Punktwert auch 
Ärzte in die Liste aufgenommen worden, die die 
Fragebögen nicht ausgefüllt hatten.

d. BGH schafft Klarheit hinsichtlich des 
Prüfungsmaßstabes zur Bewertung der Se-
riosität des Testverfahrens und der Gestal-
tung der Siegel

Mit seiner aktuellen Entscheidung beanstandete 
der BGH den vom OLG München herangezogenen 
Prüfungsmaßstab und verwies auf den bei gesund-
heitsbezogenen Angaben geltenden strengeren 
Prüfungsmaßstab (BGH, Urt. v. 27.02.1980, Az. 
I ZR 8/78, Rn. 19 – juris; BGH, Urt. v. 03.05.2001, 
Az. I ZR 318/98, Rn. 44 – juris; BGH, Urt. v. 
06.02.2013, Az. I ZR 62/11, Rn. 15 – juris).

aa. Strenge Anforderungen an Richtigkeit, 
Eindeutigkeit und Klarheit bei gesundheits-
bezogenen Aussagen

In Hinblick auf gesundheitsbezogene Angaben hat 
der BGH bereits 1980 entschieden, dass in Anbe-
tracht der erheblichen Gesundheitsgefahren be-
sonders strenge Anforderungen an die Richtigkeit, 
Eindeutigkeit und Klarheit der Aussagen zu stellen 
sind (BGH, Urt. v. 27.02.1980, Az. I ZR 8/78, Rn. 
19 – juris).

Ursächlich für diesen erhöhten Prüfungsmaßsta-
bes ist zum einen, dass irreführende 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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gesundheitsbezogene Angaben zu erheblichen 
Gefahren für das hohe Schutzgut der Gesundheit 
des Einzelnen und der Bevölkerung führen können 
(BGH, Urt. v. 30.07.2026, Az. I ZR 130/25, Rn. 
28 – juris). Zum anderen genießt die eigene Ge-
sundheit bei den Verbrauchern einen hohen Stel-
lenwert, weshalb gesundheitsbezogene Werbe-
maßnahmen sich erfahrungsgemäß als besonders 
wirksam erweisen (BGH, Urt. v. 30.07.2026, Az. 
I ZR 130/25, Rn. 28 – juris).

bb. Übertragung des Prüfungsmaßstabs 
für gesundheitsbezogene Angaben auf die 
Ärztesiegel

Vor dem Hintergrund dieses Maßstabs stellte der 
BGH nun klar, dass die strengeren Anforderungen 
der gesundheitsbezogenen Werbung an die Rich-
tigkeit, Eindeutigkeit und Klarheit auch bei der 
Werbung mit Testergebnissen gelten, und zwar 
nicht nur für die Frage, auf welche Weise, insbe-
sondere in welchem inhaltlichen Zusammenhang 
oder mit welcher inhaltlichen Aussage der Wer-
bende das Testergebnis oder ein lizenziertes Test-
logo in seiner Werbung verwendet, sondern auch
▪	 für die Beurteilung der Seriosität des dem Test 

zugrunde liegenden Verfahrens und
▪	 die Gestaltung des in der Werbung zum Einsatz 

kommenden Testlogos.

In diesem Zusammenhang wies der BGH außer-
dem auf den für das Heilmittelwerberecht gelten-
den Grundsatz hin, dass Angaben zur wissen-
schaftlichen Erwiesenheit einer Wirkungsaussage, 
die in einer zum Beleg herangezogenen Studie 
gemacht werden, auch die in der Studie vermerk-
ten Beschränkungen der Aussagekraft wiederge-
ben müssen. Es ist somit nicht zulässig, sich in 
diesem Kontext die sprichwörtlichen Rosinen raus-
zusuchen.

cc. Auch die Siegelgestaltung kann eine 
Irreführung begründen

Von erheblicher Relevanz war die Feststellung des 
BGH, dass die Siegel nicht nur aufgrund ihrer Test-
methodik irreführend sein könnten, sondern auch 
aufgrund ihrer Gestaltung.

Hierzu führte der BGH aus, dass eine Irreführung 
auch dann vorliegen könne, wenn die Testmetho-
dik wesentlich auf Empfehlungen von Fachkolle-
gen, Selbstauskünfte und Patientenbewertungen 
zurückgreife und dies aus den Siegeln nicht er-
sichtlich sei. Selbst wenn man annähme, der 

Verkehr wisse, dass die Bewertung von Ärzten im 
Wesentlichen subjektiv geprägt sei, wäre jeden-
falls bei Anwendung des strengen Maßstabs an 
gesundheitsbezogene Werbung von Bedeutung, 
ob die mit dem Siegel verbundene Aussage auf 
Einschätzungen von ärztlichen Kollegen, einer 
Selbsteinschätzung oder einer Patienteneinschät-
zung beruhe.

Die Siegel ließen dem zuwider allerdings nicht 
erkennen auf Grundlage welcher Kriterien das 
Testurteil zustande gekommen sei und auf wessen 
subjektiven Einschätzungen es beruhe. Vielmehr 
enthielten diese mit der Bezeichnung „Top“ eine 
einschränkungslose, verallgemeinerte Qualitäts-
auszeichnung zugunsten der so betitelten Ärzte.

Auf Grundlage der vom OLG München festgestell-
ten und nunmehr zu ergänzenden Tatsachenfest-
stellung könnte die Gestaltung der Testlogos des-
halb in nicht gerechtfertigter Weise fachliche 
Autorität im Sinne einer Objektivität beanspru-
chen, indem diese den maßgeblichen Einfluss 
subjektiver Einschätzungen von Arztkollegen, der 
ausgezeichneten Ärzte selbst und Patienten, also 
medizinischen Laien, verschleiere.

Eine andere Bewertung ergäbe sich – so der BGH 
weiter – entgegen der Feststellung des OLG Mün-
chens auch nicht aus einem begrenzten Platz auf 
den Siegeln. Denn dieser in § 5a Absatz 3 Nummer 
1 UWG ausdrücklich geregelte und für die Infor-
mationspflichtverletzung relevante Umstand sei 
für die Prüfung der Irreführung gemäß § 5 Abs. 
1 UWG ohne Bedeutung (Vgl. BGH, Urt. v. 
27.06.2024, Az. I ZR 98/23, Rn. 36 – juris).

dd. Die Meinungs-, Presse- und Medien-
freiheit führt zu keinem anderen Prüfungs-
maßstab

Soweit das OLG München im Lichte der Meinungs-, 
Presse- und Medienfreiheit einen weiteren Beur-
teilungsmaßstab anlegen wollte, erteilte der BGH 
dem nun eine Abfuhr.

Der BGH vertrat insoweit die gegenteilige Ansicht 
und entschied, dass aufgrund des Gesundheits-
bezuges der Prüfungsmaßstab vielmehr einzu-
schränken sei.

Auf die Frage, ob neben der Erstellung der Ärzte-
liste die Vermarktung des redaktionellen Ergeb-
nisses durch Ärztesiegel überhaupt von der Pres-
sefreiheit geschützt ist, kam es dabei nicht an. 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 

>



Seite 7

Radiologie & Recht
RÖFO-BEITRAG 10 | SEITE 1362 - 1367 | OKTOBER 2026

Denn selbst in diesem Fall wäre – so der BGH – die 
Anwendung des strengen Maßstabs der Gesund-
heitswerbung verhältnismäßig und ein etwaiger 
Eingriff in die Pressefreiheit gerechtfertigt.

e. Feststellungsdefizite – Beurteilung der 
Seriosität des Testverfahrens und einer 
etwaigen begrenzten Aussagekraft (noch) 
nicht möglich

Unter Heranziehung des vorstehenden Prüfungs-
maßstabs entschied der BGH, dass die Feststel-
lungen des OLG München nicht ausreichend seien, 
um mit hinreichender Gewissheit zu beurteilen, 
ob das angewendete Testverfahren den strengen 
Anforderungen der Werbung mit Gesundheitsbe-
zug an Richtigkeit, Eindeutigkeit und Klarheit ge-
nügt. Anhand der getroffenen Feststellungen lie-
ße sich bislang nicht hinreichend verlässlich 
beurteilen, worin sich die ausgezeichneten von 
den nicht ausgezeichneten Ärzten unterschieden, 
sodass eine Irreführung durch die Siegel nicht 
auszuschließen sei.

Insbesondere habe das OLG München nicht fest-
gestellt,
▪	 aus welchen Gründen es im Testverfahren be-

reits ausreichte, allein aufgrund einer vorheri-
gen Auszeichnung als „F. TOP-Mediziner“ oder 
„F. Empfehlung“ in den Recherchepool aufge-
nommen zu werden;

▪	 nach welchen Maßstäben der Bewerberpool 
aufgrund einer Vorbewertung von 75.000 auf 
30.000 reduziert wurde;

▪	 welche Gewichtung beim folgenden „Scoring“ 
angewendet wurde;

▪	 und worin die abschließende Überprüfung der 
Datenqualität bestand, die etwa im Falle von 
Ärzten, die eine außergewöhnlich hohe Punkt-
zahl erreicht hatten, erfolgte.

Schließlich rügte der BGH, dass das OLG München 
nicht beanstandet hat, dass die Beurteilung der 
Behandlungsleistung im Wesentlichen auf den 
Selbstauskünften der befragten Ärzte beruhte.

Das Verfahren liegt nunmehr wieder beim OLG 
München. Dieses hat nun insbesondere die feh-
lenden Feststellungen zu treffen und zu entschei-
den, ob unter Beachtung des strengen Maßstabs 
an gesundheitsbezogene Werbung die Ärztesiegel 
irreführend sind. Dabei hat es insbesondere die 
Testmethodik sowie die Gestaltung der Siegel in 
den Blick zu nehmen.

3. Konsequenzen für die Praxis

Sollten die Siegel als irreführend zu qualifizieren 
sein, hätte dies unmittelbare Auswirkungen auf 
die Ärzte, die diese nutzen. Denn auch sie dürfen 
nach § 27 Absatz 3 MBO-Ä weder berufsrechtlich 
noch wettbewerbsrechtlich (vgl. § 5 Absatz 1 
UWG) mit irreführender Werbung werben. Sollten 
die Siegel mithin genutzt werden, um zum Beispiel 
für Gegenstände, etwa radiologische Großgeräte, 
oder Behandlungen, etwa bestimmte radiologische 
Verfahren, zu werben, käme durch die Siegelnut-
zung darüber hinaus ein Verstoß gegen § 3 HWG 
in Betracht.

Grundsätzlich könnte das Werben mit den Siegeln 
somit sowohl berufsrechtliche als auch (heilmit-
tel-)wettbewerbsrechtliche Konsequenzen nach 
sich ziehen. Neben Unterlassungs- und Beseiti-
gungsansprüchen wären grundsätzlich auch Rü-
gen, Verwarnungen, Bußgelder oder Schadenser-
satzansprüche denkbar.

Bei der Frage, ob und inwieweit bereits jetzt Hand-
lungsbedarf besteht, ist allerdings zunächst darauf 
hinzuweisen, dass das Verfahren noch nicht end-
gültig entschieden ist. Der BGH hat den Rechts-
streit zur erneuten Entscheidung an das OLG 
München zurückverwiesen, das nunmehr zu ent-
scheiden hat, ob die Bereitstellung der konkreten 
Siegel für die Jahre 2020 und 2021 unter Beach-
tung des strengeren für Gesundheitswerbung gel-
tenden Maßstabs irreführend waren. Die Frage 
der Irreführung der konkreten Siegel ist somit 
noch immer offen.

Jedenfalls die Wettbewerbszentrale hat vor diesem 
Hintergrund angekündigt, nur in Extremfällen Ärz-
te abmahnen zu wollen (https://www.aerzte-
zeitung.de/Wirtschaft/BGH-zu-Focus-Aerztesie-
geln-Fuer-Aerzterankings-gelten-strenge-Mass-
staebe-463940.html, zuletzt abgerufen am 
01.09.2026). Unabhängig davon wäre es aller-
dings grundsätzlich möglich, dass sich konkurrie-
rende Praxen ermutigt sehen, die Siegelverwen-
dung abzumahnen. In diesem Fall dürfte sich die 
Einholung anwaltlicher Beratung zur Bewertung 
des Einzelfalls empfehlen.

Trotz des noch nicht abgeschlossenen Verfahrens 
dürfte die Unsicherheit einer berufs- und wettbe-
werbsrechtlichen Beanstandung durch die Nut-
zung von Ärztesiegeln erheblich erhöht worden 
sein. Vor diesem Hintergrund wird der Ausgang 
des Verfahrens vor dem OLG München von erheb-
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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licher Bedeutung sein.

a. Bestandsaufnahme

Da grundsätzlich auch die Häufigkeit der Verwen-
dung der Siegel nach dem Gesamtbild einer Wer-
bemaßnahme Einfluss auf die Einstufung als irre-
führend haben kann, dürfte es sicherlich hilfreich 
sein, zunächst eine Bestandsaufnahme zu machen 
und festzustellen, wo die Siegel überall verwendet 
werden. Denn oftmals werden diese nicht nur auf 
der Website genutzt, sondern verstecken sich 
auch anderswo – etwa in Broschüren, E-Mail-Si-
gnaturen oder klassisch auf dem Wartezimmer-
aushang.

b. Prüfung der Testmethodik und der Sie-
gel

Ferner sollten die verwendeten Siegel auf Kon-
fliktpotenzial mit der BGH-Entscheidung hin ge-
prüft werden, d. h. insbesondere darauf, welche 
Testmethodik verwendet wurde und ob diese die 
konkrete Aussage des Siegels trägt.

c. Prüfung des bei der konkreten Verwen-
dung vermittelten Eindrucks

Gerade größere radiologische Einheiten sollten 
außerdem prüfen, welchen konkreten Eindruck 
die Präsentation eines Siegels vermittelt und ob 
das Siegel diesen trägt. Als Beispiel: Sollte das 
Siegel etwa nur einen bestimmten Arzt oder nur 
einen bestimmten Bereich betreffen, muss dies 
erkennbar sein bzw. erkennbar gemacht werden. 
Es dürfte in diesem Fall nicht der Eindruck ent-
stehen, das Siegel sei der gesamten radiologi-
schen Praxis vergeben worden.

Darüber hinaus sollten ergänzende Aussagen, die 
die Testmethodik nicht tragen, vermieden werden. 
Wenn eine Testmethodik überwiegend durch sub-
jektive Elemente geprägt war, dürfte etwa eine 
ergänzende Aussage wie „objektiv geprüfte Pre-
miummedizin“ problematisch sein.

d. Vorsicht beim Abschluss neuer Lizenz-
verträge

Vorsicht ist insoweit auch bei dem Abschluss neu-
er Lizenzverträge geboten: Auch hier sollten Test-
methodik und Siegel unter dem Blickwinkel der 
BGH-Entscheidung geprüft werden.

Wer auf Nummer sicher gehen will, der sollte die 

Siegel, jedenfalls bis zur erneuten Entscheidung 
durch das OLG München, nicht weiterverwenden.

Nach der Entscheidung durch das OLG München 
werden die Konsequenzen für die Praxis, je nach 
Ausgang des Verfahrens, neu zu bewerten sein.

4. Bewertung des Urteils

Die öffentlichen Meinungen über das Urteil des 
BGH zu den Ärztesiegeln sind gespalten. Die einen 
feiern einen Sieg zugunsten des Verbraucher-
schutzes, die anderen ärgern sich darüber, dass 
für die Ärzteschaft bei der Eigenwerbung erneut 
strengere Regeln gelten als für andere Berufs-
branchen.

Generell wirft das Ärztesiegel-Urteil die Frage auf, 
welche Aussagekraft Ärztesiegel haben. Klar dürf-
te sein, dass man Ärzte nicht in einem Duell ge-
geneinander antreten lassen kann, um zu ent-
scheiden, wer nun „besser“ ist, zumal bereits hier 
die Beurteilungskriterien schwierig zu bestimmen 
sein dürften: Ist derjenige am besten, der häufi-
ger richtig befundet oder derjenige, der erheblich 
schneller aber dafür mit einer etwas höheren Feh-
lerquote befundet? Und ist es für die Versorgung 
relevant, dass der in der Thoraxradiologie tätige 
und spezialisierte Radiologe für die Mammadiag-
nostik etwas mehr Zeit benötigt? Diese Details 
sind sicherlich nicht entscheidungsrelevant.

Wollen externe Dritte Ärzterankings erstellen (und 
im Anschluss daran entsprechende Ärztesiegel 
gegen die Entrichtung einer Lizenzgebühr zur Nut-
zung anbieten), liegt es sicherlich in der Natur der 
Sache, dass auf Patientenbewertungen, Selbstaus-
künfte oder Kollegenempfehlungen zurückgegrif-
fen wird.

Da diese ihrem Wesen nach aber auf subjektiven 
Eindrücken beruhen, liegt es auf der Hand, dass 
diesen im Vergleich zu objektiven Prüfungskrite-
rien nur eine begrenzte Aussagekraft zukommen 
kann. Insofern ist es konsequent zu fordern, dass 
der Einfluss subjektiver Eindrücke im Rahmen der 
Testmethode sich in der Gestaltung eines Siegels 
niederschlagen muss, um dies jedenfalls sichtbar 
zu machen.

Zu bedenken ist, dass in der BGH-Entscheidung 
auch eine Chance liegen könnte. Denn transparent 
gestaltete und aufgrund einer seriösen Testme-
thodik vergebene Siegel könnten im Ergebnis ein 
effektiveres Werbemittel für Radiologen darstellen 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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als die von der Entscheidung betroffenen Siegel.

Wie es mit den Ärztesiegeln weitergeht, bleibt 
somit – bereits mit Blick auf den nunmehr erneut 
zur Entscheidung bei dem OLG München liegenden 
Rechtsstreit – offen.

III. Fazit

Mit dem Ärztesiegel-Urteil hat der BGH die lizen-
zierte Siegelvergabe mit uneingeschränkten Äu-
ßerungen wie „TOP-Mediziner“ und „Empfehlung“ 
einer eingehenden rechtlichen Prüfung unterzo-
gen, die notwendig ist und Rechtssicherheit für 
die Verlage und die Ärzteschaft schafft.

Relevant war die Klarstellung, dass die strengeren 
Anforderungen an die Richtigkeit, Eindeutigkeit 
und Klarheit im Rahmen gesundheitsbezogener 
Werbung auch in Hinblick auf die Beurteilung der 
Seriosität des zugrundeliegenden Testverfahrens 
sowie bezüglich der Gestaltung des Testlogos gel-
ten.

Wenn umfassende (gesundheitsbezogene) Aus-
sagen getätigt werden, dann müssen diese durch 
die Testmethodik gestützt werden. Trifft ein Siegel 
eine umfassende gesundheitsbezogene Aussage, 
ergeben sich aber aus dem Testverfahren Ein-
schränkungen der Aussagekraft, so muss dies im 
Siegel erkennbar sein.

Vor dem Hintergrund der BGH-Entscheidung dürf-
te das berufs- und wettbewerbsrechtliche Risiko 
bei der Verwendung der Ärztesiegel auch für Ra-
diologen gestiegen sein. Radiologen sollten des-
halb bei bereits genutzten Siegeln die Testmetho-
dik prüfen. Ferner sollte geprüft werden, ob die 
Testmethodik die Aussage des Ärztesiegels trägt. 
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II. Grundlagen

Im Folgenden werden die Grundlagen des Crowd-
fundings (1.) und der möglicherweise einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen des Berufsrechts (2.), des 
Vertragsarztrechts (3.) und des Strafrechts (4.) 
dargestellt.

1. Crowdfunding

„Crowdfunding […], auf Deutsch auch Schwarm-
finanzierung, Gruppenfinanzierung oder historisch 
Subskription, ist eine Art der Finanzierung aus 
vielen Quellen. Mit dieser Methode lässt sich Ei-
genkapital oder dem Eigenkapital ähnliche Mittel 
für Projekte, Produkte, die Umsetzung von Ge-
schäftsideen und vieles andere beschaffen, in 
Deutschland zumeist in Form partiarischer Darle-
hen oder stiller Beteiligungen. Die Kapitalgeber 
sind häufig eine Vielzahl privater Personen – heu-
te in der Regel Internetnutzer, da Crowdfunding 
inzwischen meist im World Wide Web stattfindet 
und damit zu den Fintech-Angeboten zählt.“ (Aus-
zug aus https://de.wikipedia.org/wiki/Crowdfun-
ding, Abruf am 07.07.2026).

In der Regel werden vier Varianten des Crowd-
fundings insbesondere im Hinblick auf die Gegen-
leistung unterschieden (vgl. https://de.wikipedia.
org/wiki/Crowdfunding, Abruf am 07.07.2026, 
unter Verweis auf Crowdsourcing, LLC: Crowdfun-
ding Industry Report: Market Trends, Compositi-
on and Crowdfunding Platforms 2012, S. 12; 
Boek, in: https://www.haufe-akademie.de/blog/
glossar/crowdfunding, Abruf am 07.07.2026):

1.	 Spende ohne Gegenleistung,
2.	 Beitrag gegen Belohnung mit nicht-finan-
ziellem Dankeschön,
3.	 Verzinste Kredite,
4.	 Investition gegen eine Form der Beteili-
gung.

2. Berufsrecht

In berufsrechtlicher Hinsicht sind insbesondere 
die §§ 23a/b und 30 bis 32 (Muster-)Berufsord-
nung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) zu beachten. Grundlage ist die 
jeweils gültige Berufsordnung der Landesärzte-
kammer. Es handelt sich bei der Berufsordnung 
um Satzungsrecht, das auf Grundlage des Heil-
berufe- und Kammergesetzes des jeweiligen Bun-
deslandes von der Ärztekammer erlassen wird 
(vgl. https://www.bundesaerztekammer.de/the-

men/recht/berufsrecht). Dieser Beitrag orientiert 
sich daher an der MBO-Ä.

Gemäß § 23a Abs. 1 Satz 1 und 2 MBO-Ä können 
Gesellschafter einer Ärztegesellschaft in Form ei-
ner juristischen Person des Privatrechts nur Ärzte 
sowie Angehörige der in § 23b Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä genannten Berufe sein, welche ebenfalls 
in der Gesellschaft beruflich tätig sein müssen. § 
23a Abs. 1 Satz 3 MBO-Ä schreibt insbesondere 
vor, dass

•	 die verantwortliche Geschäftsführung 
mehrheitlich aus Ärzten bestehen und
•	 die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte Ärzten zustehen muss sowie
•	 Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft 
beteiligt sind.

Nach § 30 MBO-Ä sind Ärzte verpflichtet, in allen 
vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehun-
gen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängigkeit für 
die Behandlung der Patienten zu wahren. Gemäß 
§ 31 Abs. 1 MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, 
für die Zuweisung von Patienten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder Dritten ver-
sprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren. § 31 Abs. 2 
MBO-Ä untersagt eine Empfehlung bestimmter 
Leistungserbringer oder Verweisung an diese ohne 
hinreichenden Grund. Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
MBO-Ä ist es Ärzten nicht gestattet, von Patienten 
oder Anderen Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Un-
abhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beein-
flusst wird.

Außerdem hat der 130. Deutsche Ärztetag im Mai 
2026 zusätzliche Änderungen der MBO-Ä be-
schlossen (Beschlussprotokoll 130. Deutscher 
Ärztetag 2026, Seite 524, https://www.bundes-
aerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/
Aerztetag/130.DAET/2026-05-15_Beschlusspro-
tokoll_neu_2.pdf). Teil der Änderungen ist, dass 
der § 17a MBO-Ä einen neuen Abs. 3a erhält, 
wonach andere Personen, als die in der Praxis 
ärztlich Tätigen, nicht am Gewinn der Praxis be-
teiligt sein dürfen, soweit nicht andere berufs-
rechtliche oder gesetzliche Regelungen eine ge-
meinsame Praxisführung erlauben. Nach der 
Begründung soll durch die Einfügung des Abs. 3a 
im Interesse der Reduktion von Einflussnahmen 
durch reine Kapitalinteressen geregelt werden, 
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sind Verstöße gegen das Berufs- bzw. Vertrags-
arztrecht bis hin zu strafrechtlichen Konsequenzen 
möglich.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die strafrecht-
lichen Vorschriften grundsätzlich ein vorsätzliches 
Handeln erfordern, vgl. § 15 StGB. Vorsatz ist 
nach der Kurzformel das Wissen und Wollen der 
Tatbestandsverwirklichung (Kudlich in: Satzger/
Schluckebier/Werner, StGB, 6. Auflage 2024, § 
15 StGB, Rn. 7). Dabei erfordert der Betrugstat-
bestand mit der Absicht die stärkste Vorsatzform. 
Dem Täter muss es also gerade darauf ankom-
men, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen (Saliger in: Es-
ser/Rübenstahl/Saliger/Tsambikakis, Wirtschafts-
strafrecht, § 263 StGB, Rn. 239). Ein derartiges 
Verhalten dürfte im Praxisbetrieb eher selten vor-
kommen und sodann strafrechtlich geahndet wer-
den.

3. Mischformen des Crowdfundings

Wie bereits dargestellt, ist das Crowdfunding eine 
neue Finanzierungsart, für die keine klar definier-
ten Kategorien nach zwingenden Vorschriften be-
stehen. Es sind daher grundsätzlich sämtliche 
Mischformen mit unterschiedlichen Elementen 
mehrerer Kategorien denkbar. Insbesondere kom-
men nicht nur Kombinationen von verzinsten Kre-
diten und Gewinnbeteiligungen in Betracht, son-
dern beispielsweise auch verzinste Kredite mit 
Rechten, die üblicherweise Gesellschaftern zuste-
hen. Während verzinste Kredite grundsätzlich 
unbedenklich erscheinen, sind stille Beteiligungen 
nach den vorstehenden Ausführungen regelmäßig 
mit erheblichen Risiken verbunden. Sofern eine 
Mischform in Betracht kommt, sollte diese daher 
im Einzelfall juristisch geprüft werden. Bei ver-
bleibenden Zweifeln bestünde die Möglichkeit, 
eine Einschätzung der jeweils zuständigen Ärzte-
kammer und bei Bedarf des jeweils zuständigen 

Zulassungsausschusses einzuholen.

IV. Ergebnis und Ausblick

Crowdfunding-Finanzierungen für radiologische 
Praxen sind nicht grundsätzlich unzulässig. Da es 
entscheidend auf die konkrete Ausgestaltung des 
Finanzierungsmodelles ankommt, können sie aber 
auch rechtlich bedenkliche Formen annehmen und 
eine strafrechtliche Relevanz aufweisen. Unzuläs-
sig sind insbesondere eine Beteiligung am Gewinn 
oder Umsatz und die Einräumung von Rechten, 
die zu einer gesellschafterähnlichen Stellung füh-
ren. Speziell bei Ärzten als Investoren ist zusätz-
lich zu beachten, dass keine Zuweisungsstruktur 
mit der jeweils eigenen Praxis eingerichtet wird.

Gerichtliche Urteile zu der Frage, ab wann die 
Finanzierung bei Ärzten über Crowdfunding als 
rechtlich unzulässig anzusehen ist, existieren 
bislang nicht. Die in diesem Beitrag dargestellten 
Entscheidungen betreffen bislang nur die darge-
stellte Konstellation der stillen Beteiligung nicht 
gründungsberechtigter Personen an MVZ-Trä-
gergesellschaften. Daher ist für eine Crowdfun-
ding-Finanzierung grundsätzlich eine juristische 
Prüfung zu empfehlen. Bei Bedarf kann ergän-
zend eine Stellungnahme der zuständigen Ärzte-
kammer bzw. der Kassenärztlichen Vereinigung 
eingeholt werden. Etwaige Urteile werden sich 
grundsätzlich nur auf den jeweiligen Einzel-
fall und die konkret gewählte (Misch-)Form des 
Crowdfundings beziehen. Auch wenn aus der-
artigen Entscheidungen regelmäßig zumindest 
Tendenzen abgeleitet werden können, so wären 
Abweichungen von der gewählten (Misch-)Form 
einer erneuten rechtlichen Prüfung zu unterzie-
hen. 
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